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Gesetzentwurf 

 
der Landesregierung 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum für 
das Land Nordrhein-Westfalen (WFNGÄndG NRW) 
 
 
 
A Problem 
 
Für den Bereich des Wohnungswesens sollen Nachfolgeregelungen zur früheren sogenann-
ten „Zweckentfremdungsverordnung“ und zur „Überlassungsverordnung“ ermöglicht werden.  
 
B Lösung 
 
Mit dem Änderungsgesetz werden ein kommunaler Genehmigungsvorbehalt bei Zweckent-
fremdungen von Wohnraum sowie Mieterbenennungsrechte durch Kommunen jeweils auf 
der Grundlage eines Satzungsrechts eingeführt.  
Daneben werden Klarstellungen vorgenommen, die sich aus der bisherigen Anwendung des 
Gesetzes in der Praxis als regelungsbedürftig erwiesen haben. 
 
C Alternativen 
 
Keine 
 
D Kosten 
 
Es entstehen keine neuen Kosten. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr, beteiligt 
sind alle Ressorts. 
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F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 
Gemeindeverbände 

 
Stärkung der Kommunen durch Einführung von Satzungsrecht hinsichtlich Mieterbenen-
nungsrechten und Verbot der Zweckentfremdung. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten  Haushalte 
 
Keine 
 
 
H Befristungsmöglichkeiten 
 
Wie schon bisher nicht erforderlich, da die soziale Wohnraumförderung auf Dauer angelegt 
ist. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g  
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 
   

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
(WFNGÄndG NRW)- 

  

   

Artikel 1   

   

Änderung des Gesetzes zur Förderung 
und Nutzung von Wohnraum für das 
Land Nordrhein-Westfalen 

  

   

Das Gesetz zur Förderung und Nutzung von 
Wohnraum für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. 
NRW S. 772) wird wie folgt geändert: 

 Gesetz zur Förderung und Nutzung von 
Wohnraum für das Land Nordrhein-
Westfalen (WFNG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 1 Absatz 2 wird der Punkt am 

Satzende durch ein Komma ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt:  
„sofern nicht die Befugnis zum Erlass 
landesrechtlicher Regelungen den Län-
dern übertragen wurde.“ 

 § 1 
Anwendungsbereich 
 
(1) Dieses Gesetz gilt für Wohnraum, der 
 
1.  nach diesem Gesetz gefördert wird, 
 
2.  nach dem Gesetz über die soziale 

Wohnraumförderung (Wohnraumförde-
rungsgesetz – WoFG) vom 13. Sep-
tember 2001 (BGBl. I S. 2376), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. März 
2009 (BGBl. I S. 634) oder 

 
3.  nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz 

(I. WoBauG) oder dem Zweiten Woh-
nungsbaugesetz (II. WoBauG) geför-
dert worden ist oder als gefördert gilt. 

 
Satz 1 Nummer 3 gilt mit Ausnahme der 
Regelungen des Teils 7 nicht für Wohnhei-
me und für nach § 87 a des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes geförderten Wohnraum. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Wohnraum im Sin-
ne des § 2 des Gesetzes zur Überleitung 
der sozialen Wohnraumförderung auf die 
Länder (Wohnraumförderung-Überleitungs-
gesetz – WoFÜG), vom 5. September 2006 
(BGBl. I S. 2098, 2100). 
 
(3) Teil 8 bleibt unberührt. 
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2. In § 6 Absatz 4 Satz 2 wird das Wort 

„Eckpunkte“ durch das Wort „Eckwerte“ 
ersetzt. 

 § 6 
Förderprogramm 
 
(1) Die Landesregierung entscheidet nach 
Anhörung der NRW.BANK auf Vorschlag 
des für das Wohnungswesen zuständigen 
Ministeriums über die fachlichen und regio-
nalen Schwerpunkte und das Volumen des 
Wohnraumförderungsprogramms sowie die 
Höhe und Dauer der Zinsverbilligung der 
Förderdarlehen (Eckwerte). Die Gewährträ-
gerversammlung der NRW.BANK be-
schließt auf der Grundlage der Entschei-
dung der Landesregierung über die Eckwer-
te im Rahmen ihrer Entscheidung über die 
Grundsätze der Geschäfts-, Förder- und 
Risikopolitik der NRW.BANK. 
 
(2) Das für das Wohnungswesen zuständi-
ge Ministerium konkretisiert die Eckwerte in 
Bezug auf Förderziele und Förderbedingun-
gen (Programminhalte). 
 
(3) Das für das Wohnungswesen zuständi-
ge Ministerium legt die Programminhalte 
und Fördervoraussetzungen, die Auswir-
kungen auf die Risikosteuerung und das 
Risikomanagement der NRW.BANK haben, 
im Einvernehmen mit dem Vorstand der 
NRW.BANK fest. Die Gewährträgerver-
sammlung ist zu unterrichten. 
 
(4) Das für das Wohnungswesen zuständi-
ge Ministerium weist den Bewilligungsbe-
hörden die Förderkontingente zu und be-
wirtschaftet diese nach Maßgabe der fest-
gelegten regionalen und fachlichen 
Schwerpunkte. Abweichungen im Rahmen 
der Bewirtschaftung sind zulässig, soweit 
die von der Gewährträgerversammlung be-
schlossenen Eckpunkte nicht wesentlich 
berührt werden. Die Voraussetzungen für 
die Abweichungen und das hierbei einzuhal-
tende Verfahren werden in einer Vereinba-
rung zwischen dem für das Wohnungswe-
sen zuständigen Ministerium und der 
NRW.BANK geregelt. 

   

 
 
 
 
 

 § 14 
Einkommen 
 
(1) Maßgebendes Einkommen ist die Sum-
me der Jahreseinkommen der Haushalts-
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3. In § 14 Absatz 2 wird Satz 1 wie folgt 

ersetzt:  
 
 „Jahreseinkommen jeder haushaltsan-

gehörigen Person ist die Summe der 
positiven Einkünfte im Sinne des § 2 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4, 6 und 7 so-
wie des Absatzes 2 Satz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes.“ 

 

angehörigen abzüglich der anrechnungs-
freien Beträge nach § 15 Absatz 3. Maßge-
bend sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der 
Antragstellung. 
 
(2) Jahreseinkommen ist die Summe der 
positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Absät-
ze 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes 
jeder haushaltsangehörigen Person. Ein 
Ausgleich mit negativen Einkünften aus 
anderen Einkommensarten und mit negati-
ven Einkünften der zusammen veranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. 
 
(3) Zum Jahreseinkommen gehören auch: 
 
1.  der steuerfreie Betrag von Versor-

gungsbezügen (§ 19 Absatz 2 Ein-
kommensteuergesetz), 

 
2.  Bezüge, die von nicht zum Familien-

haushalt rechnenden Personen ge-
währt werden (§ 22 Nummer 1 Satz 2 
Einkommensteuergesetz), 
 

3.  die den Besteuerungsanteil überstei-
genden Teile von Leibrenten (§ 22 
Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstaben aa Einkommensteuerge-
setz) sowie die den Ertragsanteil über-
steigenden Teile von Leibrenten (§ 22 
Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstaben bb Einkommensteuerge-
setz), 

 
4.  das Arbeitslosengeld 1 (§ 32 b Absatz 1 

Nummer 1 Einkommensteuergesetz), 
 
5.  die ausländischen Einkünfte (§ 32 b 

Absatz 1 Nummern 2 und 3 Einkom-
mensteuergesetz), 

 
6.  der vom Arbeitgeber pauschal besteu-

erte Arbeitslohn (§ 40 a Einkommen-
steuergesetz), 
 

in den Fällen der Nummern 2 und 4 bis 6 
abzüglich einer Pauschale von je 200 Euro 
für Aufwendungen zum Erwerb, Erhalt oder 
zur Sicherung der steuerfreien Einnahmen. 
 
(4) Zum anrechenbaren Jahreseinkommen 
zählen nicht die 
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1.  Ausbildungsvergütung eines haushalts-

angehörigen Kindes im Sinne des § 32 
Absätze 1 und 3 bis 5 des Einkommen-
steuergesetzes, 

 
2.  Einkünfte einer zu betreuenden Person, 

die hilflos im Sinne des § 33 b Absatz 6 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes 
ist. 

 
(5) Finanzbehörden und Arbeitgeber haben 
der zuständigen Stelle und Bewilligungsbe-
hörde entsprechend der mit dem Antrag 
abzugebenden Einwilligungserklärung des 
Wohnungssuchenden Auskunft über dessen 
Einkommensverhältnisse zu erteilen, soweit 
dies zur Durchführung dieses Gesetzes 
oder der Bestimmungen der Förderzusage 
erforderlich ist und begründete Zweifel an 
der Richtigkeit der Angaben und der hierzu 
vorgelegten Nachweise bestehen. Vor ei-
nem Auskunftsersuchen soll den Betroffe-
nen Gelegenheit zur Stellungnahme gege-
ben werden. 

   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Einkommensermittlung 
 
(1) Als Jahreseinkommen im Sinne des § 14 
ist regelmäßig das Jahreseinkommen des 
vergangenen Kalenderjahres zu Grunde zu 
legen. Hierzu ist in der Regel vom letzten 
Einkommensteuerbescheid, Vorauszah-
lungsbescheid oder von der letzten Ein-
kommensteuererklärung auszugehen. Ent-
sprechen die Einkommensverhältnisse nach 
Satz 1 im Zeitpunkt der Antragstellung nicht 
nur vorübergehend nicht mehr den tatsäch-
lichen oder innerhalb von zwölf Monaten zu 
erwartenden Einkommensverhältnissen, so 
sind die aktuellen Einkommensverhältnisse 
in die Einkommensermittlung einzubezie-
hen. Hierzu ist vom Einkommen der letzten 
zwölf Monate vor der Antragstellung auszu-
gehen. Veränderungen innerhalb dieses 
Zeitraums, die im Antragsmonat voraus-
sichtlich weitere elf Monate andauern wer-
den, sind auf ein fiktives Jahreseinkommen 
hochzurechnen. Eine in den zwölf Monaten 
ab dem Monat der Antragstellung mit Si-
cherheit zu erwartende Veränderung des 
Jahreseinkommens ist durch Hochrechnung 
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der Einkommensveränderung auf ein fikti-
ves Jahreseinkommen zu erfassen. Ein-
kommensveränderungen, deren Beginn 
oder Ausmaß nicht ermittelt werden kann, 
bleiben außer Betracht. Einmaliges Ein-
kommen, das in einem nach Satz 1 oder 3 
und 4 maßgebenden Zeitraum zufließt, ist 
nicht anzurechnen, wenn es einem anderen 
Zeitraum zuzurechnen ist. 
 
(2) Bei der Ermittlung des Jahreseinkom-
mens wird von dem nach Absatz 1 und § 14 
ermittelten Betrag steuerpflichtiger Einkünf-
te ein pauschaler Abzug in Höhe von 12 
Prozent für die Leistung von Steuern vom 
Einkommen vorgenommen. Für die Leis-
tung von Beiträgen zur Krankenversiche-
rung beträgt der pauschale Abzug von dem 
nach Absatz 1 und § 14 ermittelten Betrag 
10 Prozent, für die Leistung von Beiträgen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung 12 
Prozent. Dies gilt auch, wenn Leistungen an 
ähnliche Einrichtungen mit entsprechender 
Zweckbestimmung geleistet werden. Ent-
sprechendes gilt, wenn die Beiträge zu 
Gunsten einer zum Haushalt rechnenden 
Person geleistet werden, die selbst keinen 
pauschalen Abzug geltend machen kann. 
 
Der pauschale Abzug für die Entrichtung 
von Beiträgen wird nicht gewährt, wenn eine 
im Wesentlichen beitragsfreie Sicherung 
oder eine andere Sicherung besteht, für die 
Beiträge von einem Dritten geleistet wer-
den. 
 
(3) Bei der Ermittlung des Gesamteinkom-
mens sind folgende Beträge anrechnungs-
frei: 
 
1. 665 Euro für jede häuslich pflegebe-

dürftige Person der Pflegestufe I oder 
jede schwer behinderte Person mit ei-
nem Grad der Behinderung von 50 bis 
unter 80; 

 
2. 1 330 Euro für jede häuslich pflegebe-

dürftige Person der Pflegestufe II oder 
jede schwer behinderte Person mit ei-
nem Grad der Behinderung von 80 bis 
unter 100; 

3. 2 100 Euro für jede häuslich pflegebe-
dürftige Person der Pflegestufe I oder II 
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4. § 15 Absatz 3 Nummer 5 wird wie folgt 

neu gefasst: 
 

„4 000 Euro bei Zwei-Personen-
Haushalten und jungen Ehepaaren (§ 
29 Nummer 7) sowie eingetragenen 
Lebenspartnerschaften im Sinne des 
Gesetzes über die Eingetragene Le-
benspartnerschaft (Lebenspartner-
schaftsgesetz - LPartG) unter im Übri-
gen gleichen Voraussetzungen;“. 
 

mit einem Grad der Behinderung von 
unter 80; 

 
4. 4 500 Euro für jede häuslich pflegebe-

dürftige Person der Pflegestufe III oder 
jede schwer behinderte Person mit ei-
nem Grad der Behinderung von 100 
sowie für jede häuslich pflegebedürftige 
Person im Sinne des § 14 Elftes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB XI) mit einem 
Grad der Behinderung von wenigstens 
80; 
 

5. 4 000 Euro bei Zwei-Personen-Haus-
halten und jungen Ehepaaren (§ 29 
Nummer 7) mit mindestens einem Kind; 

 
6. bis zu 4 000 Euro für Aufwendungen 

zur Erfüllung gesetzlicher Unterhalts-
verpflichtungen für eine haushaltsan-
gehörige Person, die auswärts unter-
gebracht ist; 

 
7. bis zu 8 000 Euro für Aufwendungen 

zur Erfüllung gesetzlicher Unterhalts-
verpflichtungen für eine nicht zum 
Haushalt rechnende frühere oder dau-
ernd getrennt lebende Ehegattin oder 
Lebenspartnerin oder einen nicht zum 
Haushalt rechnenden früheren oder 
dauernd getrennten Ehegatten oder 
Lebenspartner; 

 
8.  bis zu 4 000 Euro für Aufwendungen 

zur Erfüllung gesetzlicher Unterhalts-
verpflichtungen für eine sonstige nicht 
zum Haushalt rechnende Person. 

 
(4) Höhere Unterhaltsleistungen als die in 
Absatz 3 Nummern 6 bis 8 aufgeführten 
sind nur anrechnungsfrei, wenn sie in einer 
Unterhaltsvereinbarung, einem Unterhaltsti-
tel oder Bescheid festgestellt werden. 

   

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 17 
Belegungsbindung, Gebrauchsüberlas-
sung 
 
(1) Sobald voraussehbar ist, dass eine 
Wohnung mit Belegungsbindung bezugsfer-
tig oder frei wird, hat der Verfügungsberech-
tigte der zuständigen Stelle unverzüglich 
schriftlich den voraussichtlichen Zeitpunkt 
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5. § 17 wird wie folgt geändert:  
 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 
4 eingefügt: 

 
 „(4) Die zuständige Stelle kann im Ein-

vernehmen mit der betroffenen Ge-
meinde durch Satzung Gebiete mit er-
höhtem Wohnungsbedarf festlegen, in 
denen der Verfügungsberechtigte frei 
oder bezugsfertig werdenden Wohn-
raum nur einem von der zuständigen 
Stelle benannten Wohnungssuchenden 
zum Gebrauch überlassen darf. Für die 

der Bezugsfertigkeit oder des Freiwerdens 
von Wohnraum mitzuteilen. Binnen zwei 
Wochen, nachdem er die Wohnung einer 
wohnungssuchenden Person überlassen 
hat, hat der Verfügungsberechtigte der zu-
ständigen Stelle deren Namen schriftlich 
mitzuteilen und den ihm übergebenen 
Wohnberechtigungsschein vorzulegen. 
 
(2) Der Verfügungsberechtigte darf eine 
Wohnung einer wohnungssuchenden Per-
son nur zum Gebrauch überlassen, wenn 
diese ihm vor der Überlassung einen 
Wohnberechtigungsschein gemäß § 18 
übergibt, mit dem sie ihre Wohnberechti-
gung nachweist. Ist die Wohnung einem 
bestimmten Personenkreis vorbehalten, so 
darf der Verfügungsberechtigte sie für die 
Dauer des Vorbehaltes einer wohnberech-
tigten Person nur zum Gebrauch überlas-
sen, wenn sich aus der Bescheinigung au-
ßerdem ergibt, dass eine haushaltsangehö-
rige Person diesem Personenkreis ange-
hört. 
 
(3) Besteht ein Besetzungs- oder Benen-
nungsrecht der zuständigen Stelle an einer 
Wohnung, so darf der Verfügungsberechtig-
te die Wohnung nur einer von der zuständi-
gen Stelle benannten oder zugewiesenen 
wohnungssuchenden Person überlassen. 
Das Besetzungs- oder Benennungsrecht 
übt die zuständige Stelle zu Gunsten von 
Haushalten aus, bei denen die Vorausset-
zungen für einen Wohnberechtigungsschein 
erfüllt sind; ein Wohnberechtigungsschein 
ist nicht erforderlich. Kennt die zuständige 
Stelle den Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit 
oder des Freiwerdens der Wohnung, so hat 
sie spätestens bis zu diesem Zeitpunkt ihr 
Besetzungs- oder Benennungsrecht auszu-
üben oder für den Einzelfall auf die Aus-
übung zu verzichten. 
 
(4) Ist die Inhaberin oder der Inhaber des 
Wohnberechtigungsscheins aus einer Woh-
nung ausgezogen, so darf der Verfügungs-
berechtigte die Wohnung dessen Haus-
haltsangehörigen nur nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 zum Gebrauch überlassen. 
Eine neue Gebrauchsüberlassung im Sinne 
der Absätze 2 und 3 liegt nicht vor, wenn 
die Wohnung weiterhin von der Ehegattin 
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Benennung gelten die §§ 2 und 17 Ab-
satz 3 sinngemäß. Auf Erlass der Sat-
zung besteht kein Rechtsanspruch, die 
Satzung ist auf höchstens fünf Jahre zu 
befristen. Von der Ausübung des Be-
nennungsrechts kann abgesehen wer-
den, wenn der Verfügungsberechtigte 
aufgrund einer Belegungsvereinbarung 
oder Selbstverpflichtung an der Wohn-
raumversorgung in besonders dringen-
den Fällen durch eine Vergabe des ge-
förderten Wohnraums in eigener Ver-
antwortung mitwirkt oder in Einzelfällen 
auch bei der Wohnraumversorgung 
solcher Haushalte behilflich ist, bei de-
nen zweifelhaft ist, ob sie die mietver-
traglichen Pflichten erfüllen. Das Be-
nennungsrecht wird nicht angewandt, 
solange ein Besetzungsrecht besteht.“  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden 

zu Absätzen 5 bis 7. 

oder vom Ehegatten, der Lebenspartnerin 
oder dem Lebenspartner einer eingetrage-
nen Lebensgemeinschaft oder der Partnerin 
oder dem Partner einer sonstigen auf Dauer 
angelegten Lebensgemeinschaft bewohnt 
wird. Personen, die nach dem Tod der In-
haberin oder des Inhabers des Wohnbe-
rechtigungsscheins nach § 563 Absätze 1 
bis 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in das 
Mietverhältnis eingetreten sind, dürfen die 
Wohnung auch ohne Übergabe eines 
Wohnberechtigungsscheins weiter bewoh-
nen. Die Sätze 1 bis 3 sind entsprechend 
anwendbar auf den Haushalt des Verfü-
gungsberechtigten. 
 
(5) Wurde die Wohnung entgegen den Ab-
sätzen 2 oder 3 überlassen oder ist das 
weitere Belassen unrechtmäßig geworden, 
so hat der Verfügungsberechtigte auf Ver-
langen der zuständigen Stelle das Nut-
zungsverhältnis durch Kündigung zu been-
den und die Wohnung einer wohnungssu-
chenden Person nach Absatz 2 oder 3 zu 
überlassen. Kann der Verfügungsberechtig-
te die Beendigung des Nutzungsverhältnis-
ses durch Kündigung nicht alsbald errei-
chen, so kann die zuständige Stelle von der 
Wohnungsinhaberin oder vom Wohnungs-
inhaber die Räumung der Wohnung verlan-
gen. 
 
(6) Der Verfügungsberechtigte darf eine 
eigene Wohnung nur mit Genehmigung der 
zuständigen Stelle bewohnen. Die Selbst-
nutzungsgenehmigung ist dem Verfügungs-
berechtigten zu erteilen, wenn die Voraus-
setzungen für die Erteilung eines Wohnbe-
rechtigungsscheins erfüllt sind. Dem Verfü-
gungsberechtigten ist zur Bestimmung der 
maßgeblichen Wohnungsgröße ein zusätz-
licher Raum zuzubilligen. Hat der Verfü-
gungsberechtigte mindestens vier geförder-
te Mietwohnungen geschaffen, so ist die 
Selbstnutzungsgenehmigung auch zu ertei-
len, wenn das Gesamteinkommen die maß-
gebliche Einkommensgrenze übersteigt. 
Eine Selbstnutzungsgenehmigung ist nicht 
erforderlich, wenn die Bauherrin oder der 
Bauherr oder die Erwerberin oder der Er-
werber eine für sie oder ihn als Wohnung im 
Eigenheim oder als Eigentumswohnung 
geförderte Wohnung benutzen möchte. 
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6. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 
b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
 Absätze 2 und 3. 
 
c) In Absatz 2 Nummer 1 (neu) wird das 

Wort „sonstiges“ gestrichen. 
 
d) In Absatz 2 Nummer 4 (neu) wird am 

Satzende der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: „insbesondere weil die Wohnung 
in einem Teil des Gemeindegebiets 
liegt, der durch soziale Missstände be-
nachteiligt ist oder einen besonderen 
Entwicklungsbedarf aufweist (§ 171 e 
Absatz 2 des Baugesetzbuchs – 
BauGB).“ 

 
e) In Absatz 3 Satz 2 (neu) wird die Anga-

be „Absatzes 3“ durch die Angabe „Ab-
satzes 2“ ersetzt. 

 

 § 19 
Freistellung von Belegungsbindungen 
 
(1) Die Freistellung kann bestimmten Wohn-
raum, Wohnraum bestimmter Art, Wohn-
raum in bestimmten Gebieten oder Wohn-
raum in besonderen Teilen eines Gemein-
degebiets betreffen. 
 
(2) Die zuständige Stelle hat den Verfü-
gungsberechtigten aus überwiegendem 
öffentlichen Interesse von Belegungsbin-
dungen freizustellen, wenn die Wohnung in 
einem Teil des Gemeindegebiets liegt, der 
durch soziale Missstände benachteiligt ist 
oder einen besonderen Entwicklungsbedarf 
(§ 171 e Absatz 2 des Baugesetzbuchs – 
BauGB) aufweist. 
 
(3) Die zuständige Stelle kann den Verfü-
gungsberechtigten auf Antrag von Bele-
gungsbindungen freistellen, wenn 
 
1. an der Freistellung ein sonstiges über-
wiegendes öffentliches Interesse besteht, 
 
2. die Freistellung der Schaffung oder dem 
Erhalt sozial stabiler Bewohnerstrukturen 
dient, 
 
3. die Freistellung dem überwiegenden be-
rechtigten Interesse des Verfügungsberech-
tigten oder eines Dritten entspricht oder 
 
4. nach den örtlichen wohnungswirtschaftli-
chen Verhältnissen ein überwiegendes öf-
fentliches Interesse an den Bindungen nicht 
mehr besteht. 
 
(4) Die Freistellung kann mit Nebenbestim-
mungen versehen werden (§ 36 Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen). In den Fällen des Absat-
zes 3 Nummer 3 ist ein Förderausgleich 
angemessener Art und Weise erforderlich, 
wenn das anrechenbare Gesamteinkom-
men der wohnungssuchenden Person die 
für sie maßgebende Einkommensgrenze 
nicht nur unwesentlich übersteigt. Wird der 
Förderausgleich als laufende Leistung er-
hoben, so kann der Verfügungsberechtigte 
sie ohne Verstoß gegen Mietbindungen 
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gegenüber der von der Freistellung begüns-
tigten Person geltend machen. Die zustän-
dige Stelle setzt den Förderausgleich zu-
gunsten der NRW.BANK als Gläubigerin der 
Forderung fest. 

   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. In § 21 Absatz 3 Satz 2 werden nach 

dem Wort „wenn“ die Wörter „ein öffent-
liches Interesse an den Bindungen 
nicht mehr besteht oder“ eingefügt. 

 § 21 
Instandhaltungspflicht, Nutzungsände-
rungen 
 
(1) Sind am Wohnraum Arbeiten unterblie-
ben oder unzureichend ausgeführt worden, 
die zur Erhaltung oder Wiederherstellung 
des zu Wohnzwecken geeigneten Zustan-
des notwendig gewesen wären, so hat der 
Verfügungsberechtigte diese Arbeiten auf 
Anordnung der zuständigen Stelle nachzu-
holen. Die Anordnung setzt voraus, dass 
der Gebrauch zu Wohnzwecken erheblich 
beeinträchtigt ist oder die Gefahr einer er-
heblichen Beeinträchtigung besteht und ihre 
Vornahme wirtschaftlich vertretbar und zu-
mutbar ist. 
 
(2) Der Verfügungsberechtigte darf Wohn-
raum nur mit Genehmigung der zuständigen 
Stelle länger als drei Monate leer stehen 
lassen. Die Genehmigung ist nicht erforder-
lich, wenn die zuständige Stelle bescheinigt, 
dass eine Vermietung objektiv nicht möglich 
ist oder der Verfügungsberechtigte die Un-
vermietbarkeit nicht zu vertreten hat. Die 
Genehmigung erfordert regelmäßig einen 
Förderausgleich angemessener Art und 
Weise. Beruht ein ungenehmigter Leerstand 
auf einem Handeln, Dulden oder Unterlas-
sen des Verfügungsberechtigten, so hat er 
den Wohnraum auf Verlangen der zuständi-
gen Stelle einer wohnungssuchenden Per-
son gemäß § 17 zum Gebrauch zu überlas-
sen. 
 
(3) Der Wohnraum darf ohne Genehmigung 
der zuständigen Stelle nicht anderen als 
Wohnzwecken zugeführt oder durch bauli-
che Maßnahmen derart verändert werden, 
dass er für Wohnzwecke nicht mehr geeig-
net ist. Die Genehmigung kann erteilt wer-
den, wenn ein überwiegendes öffentliches 
Interesse oder ein überwiegendes berech-
tigtes Interesse des Verfügungsberechtigten 
oder eines Dritten an der anderen Verwen-
dung oder baulichen Veränderung des 
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Wohnraums besteht und die angemessene 
Unterbringung der bisherigen Wohnraumin-
haber sichergestellt ist. Im Falle eines 
überwiegenden berechtigten Interesses des 
Verfügungsberechtigten oder eines Dritten 
erfordert die Genehmigung regelmäßig ei-
nen Förderausgleich angemessener Art und 
Weise. Wer den Vorschriften dieses Absat-
zes oder des Absatzes 1 zuwiderhandelt, 
hat auf Verlangen der zuständigen Stelle 
die Eignung des Wohnraums für Wohnzwe-
cke auf seine Kosten wiederherzustellen 
und den Wohnraum auf Verlangen der zu-
ständigen Stelle einer wohnungssuchenden 
Person gemäß § 17 zum Gebrauch zu über-
lassen. 
 
(4) Werden die Zubehörräume einer geför-
derten Wohnung mit oder ohne wesentli-
chen Bauaufwand ohne Genehmigung der 
Bewilligungsbehörde zu Wohnraum ausge-
baut, so gilt er als gefördert im Sinne des § 
1. 
 
(5) Werden geförderte Wohnungen aus- 
oder umgebaut, so gilt der neugeschaffene 
Wohnraum als gefördert im Sinne des § 1; 
dies gilt nicht, wenn vor dem Umbau die für 
die Wohnung als Darlehen bewilligten Mittel 
zurückgezahlt wurden. Ist der Aus- oder 
Umbau gefördert worden, so gilt nur die mit 
der neuen Förderung verbundene Zweck-
bestimmung. Die bisherige Zweckbestim-
mung entfällt im Zeitpunkt der erneuten 
Förderung. 
 
(6) Der bisherige Verfügungsberechtigte hat 
der zuständigen Stelle die Veräußerung von 
Wohnraum sowie eine von ihm eingeleitete 
Begründung von Wohnungseigentum un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen. Für den 
neuen Verfügungsberechtigten besteht die-
selbe Mitteilungspflicht bezüglich des Er-
werbs von Wohnraum oder einer von ihm 
eingeleiteten Begründung von Wohnungs-
eigentum. Die zuständige Stelle hat auf-
grund der Mitteilungen nach Satz 1 oder 2 
den Erwerber und den Mieter über die sich 
aus dem Erwerb oder der Umwandlung er-
gebenden Rechtsfolgen zu unterrichten. 
 
(7) Der Vermieter, der Wohnraum erworben 
hat, an dem nach der Überlassung an einen 
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Mieter Wohnungseigentum begründet wor-
den ist, darf sich dem Mieter gegenüber auf 
berechtigte Interessen an der Beendigung 
des Mietverhältnisses im Sinne des § 573 
Absatz 2 Nummer 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs nicht berufen, solange der Wohn-
raum Zweckbestimmungen unterliegt. Im 
Übrigen bleibt § 577 a Absätze 1 und 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs unberührt, so-
weit in dieser Bestimmung auf § 573 Absatz 
2 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
verwiesen wird. 

   

8. § 23 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 
„Liegt eine berechtigte Eigen- 
oder Selbstnutzung erst nach 
dem Zuschlag und dem Erlö-
schen der Grundpfandrechte vor, 
so enden die Bindungen mit dem 
Beginn der Eigen- oder Selbst-
nutzung.“ 
 

bb) Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 
  3. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

 
 „Für Miet- oder Genossen-

schaftswohnraum gilt in entspre-
chenden Fällen die Zweckbin-
dung bis zu dem im Bewilligungs-
bescheid oder dem in der Förder-

 § 23 
Zwangsversteigerung 
 
(1) Bei einer Zwangsversteigerung gilt die 
Zweckbindung bis zu dem im Bewilligungs-
bescheid oder dem in der Förderzusage 
bestimmten Ende, längstens bis zum Ablauf 
des dritten Kalenderjahres nach dem Ka-
lenderjahr fort, in dem der Zuschlag erteilt 
worden ist, sofern die aufgrund der Förde-
rung begründeten Grundpfandrechte mit 
dem Zuschlag erlöschen. Sind die wegen 
der Förderung begründeten Grundpfand-
rechte mit dem Zuschlag nicht erloschen, so 
gilt die Zweckbindung bis zu dem sich aus 
§ 22 ergebenden Zeitpunkt fort. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 besteht die 
Zweckbindung bei eigengenutztem oder zur 
Eigennutzung bestimmtem Wohneigentum 
nur bis zum Zuschlag fort, sofern die wegen 
der Förderung begründeten Grundpfand-
rechte mit dem Zuschlag erlöschen. 
 
(3) Wird ein Eigenheim oder eine selbst 
genutzte oder zur Selbstnutzung bestimmte 
Eigentumswohnung im Einvernehmen mit 
dem Darlehensgeber zur Abwendung einer 
Zwangsversteigerung veräußert und erteilt 
die darlehensverwaltende Stelle eine Lö-
schungsbewilligung oder werden die ge-
währten Fördermittel vom Erwerber voll-
ständig zurückgezahlt, so tritt das Bin-
dungsende im Zeitpunkt der Löschung oder 
der Mittelrückzahlung ein. Dies gilt unab-
hängig davon, ob zuvor wegen Verstoßes 
gegen die Bestimmungen des Bewilligungs-
bescheides oder der Förderzusage eine 
Nachwirkungsfrist aufgrund einer Kündi-
gung der Darlehen oder Rückforderung von 
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zusage bestimmten Ende, längs-
tens bis zum Ablauf des dritten 
Kalenderjahres nach dem Kalen-
derjahr der Löschung oder der 
Mittelrückzahlung. Die Sätze 1 
und 2 gelten unabhängig davon, 
ob zuvor wegen Verstoßes gegen 
die Bestimmungen des Bewilli-
gungsbescheids oder der Förder-
zusage eine längere Nachwir-
kungsfrist aufgrund einer Kündi-
gung der Darlehen oder Rückfor-
derung von Zuschüssen be-
stand.“ 

 
bb) Der bisherige Satz 3 wird zu Satz 
 4. 

Zuschüssen bestand. Besteht die Zweck-
bindung nach der Zwangsversteigerung 
oder freihändigen Veräußerung fort, so wird 
sie bei einer erneuten Förderung durch die 
neue Zweckbindung ersetzt. 
 

   

 
 
 
 
 
 
9. In § 26 Absatz 1 Satz 1 wird die Anga-

be „der §§ 8 a, 8 b oder 9 WoBindG“ 
durch die Angabe „der §§ 8, 8 a, 8 b 
oder 9 WoBindG“ ersetzt. 

 § 26 
Geldleistungen 
 
(1) Für die Zeit, während derer schuldhaft 
gegen die Vorschriften des § 16 Absätze 2, 
3 oder 4, § 17 Absätze 1, 2, 3 oder 5, 6, 
§ 21 Absätze 1, 2, 3 oder 6, 7, § 25 Absatz 
2 dieses Gesetzes oder der §§ 8 a, 8 b oder 
9 WoBindG verstoßen wird, kann die zu-
ständige Stelle durch Verwaltungsakt von 
dem Verfügungsberechtigten Geldleistun-
gen bis zu 5 Euro je Quadratmeter Wohn-
fläche des Wohnraums monatlich erheben, 
auf die sich der Verstoß bezieht. Für die 
Bemessung der Geldleistungen sind aus-
schließlich der Wohnwert des Wohnraums 
und die Schwere des Verstoßes maßge-
bend. Rechtsmittel gegen die Erhebung von 
Geldleistungen besitzen keine aufschieben-
de Wirkung im Sinne des § 80 Absatz 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung. 
 
(2) Weitergehende vertragliche Verpflich-
tungen der in diesem Gesetz bestimmten 
Art, die im Zusammenhang mit der Gewäh-
rung öffentlicher Mittel vertraglich begründet 
worden sind, bleiben wirksam, soweit sie 
über die Verpflichtungen aus diesem Ge-
setz hinausgehen und keine Geldleistungen 
nach Absatz 1 entrichtet worden sind; an-
dersartige Verpflichtungen bleiben unbe-
rührt. 
 
(3) Die zuständige Stelle hat die nach Ab-
satz 1 eingezogenen Geldleistungen jeweils 
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vierteljährlich zum Quartalsende an die 
NRW.BANK abzuführen. 

   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. In § 27 Absatz 1 Nummer 1 wird die 

Angabe „den §§ 8 a, 8 b oder 9 
WoBindG“ durch die Angabe „den §§ 8, 
8 a, 8 b oder 9 WoBindG“ ersetzt. 

 § 27 
Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. für die Überlassung von Wohnraum ein 

höheres Entgelt fordert, sich verspre-
chen lässt oder annimmt, als nach § 16 
Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 oder den 
§§ 8 a, 8 b oder 9 WoBindG zulässig 
ist, 

 
2.  entgegen §§ 16 Absatz 4, 17 Absatz 1 

Satz 1 oder 2 oder 21 Absatz 6 Satz 1 
oder 2 seiner Mitteilungs- oder Aus-
kunftspflicht nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt, 

 
3.  Wohnraum entgegen § 17 Absatz 2, 

Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 
zum Gebrauch überlässt oder belässt, 

 
4.  entgegen § 17 Absatz 6 Satz 1 Wohn-

raum selbst nutzt, 
 
5.  seiner Instandsetzungspflicht nach § 21 

Absatz 1 nicht nachkommt, 
 
6.  Wohnraum entgegen § 21 Absatz 2 leer 

stehen lässt, 
 
7.  entgegen § 21 Absatz 3 Wohnraum 

anderen als Wohnzwecken zuführt oder 
entsprechend baulich ändert oder trotz 
Aufforderung die Eignung des Wohn-
raums für Wohnzwecke nicht wieder-
herstellt oder ihn nicht gemäß § 17 Ab-
satz 2 oder 3 zum Gebrauch überlässt, 

 
8.  entgegen § 21 Absatz 7 ein Mietver-

hältnis unzulässig kündigt, 
 
9.  entgegen § 25 Absatz 2 Satz 1 oder 2 

der zuständigen Stelle Einsicht in seine 
Unterlagen nicht gewährt oder die Be-
sichtigung verwehrt, 
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10. entgegen § 40 Absatz 2 seiner Instand-
setzungspflicht nicht nachkommt, 

 
11.  entgegen § 40 Absatz 3 Arbeiten nicht 

oder nur unzureichend ausführt, die zur 
Erhaltung oder Wiederherstellung des 
für den Gebrauch zu Wohnzwecken 
geeigneten Zustandes notwendig ge-
wesen wären, 

 
12. entgegen § 41 Absatz 1 die Mindestan-

forderungen nicht erfüllt, 
 
13. entgegen § 42 Absatz 3 Wohngebäude, 

Wohnungen oder Wohnräume über-
lässt oder 
 

14. entgegen § 43 Absatz 1 eine Auskunft 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
erteilt, Unterlagen nicht oder nicht voll-
ständig vorlegt oder nicht zur Verfü-
gung stellt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummern 2, 9 und 14 
mit einem Bußgeld bis zu 3 000 Euro je 
Wohnung, in den Fällen der Nummern 3, 4 
und 8 mit einem Bußgeld bis zu 15 000 Eu-
ro, in den Fällen der Nummern 11, 12 und 
13 mit einem Bußgeld bis zu 25 000 Euro 
und in den Fällen der Nummern 1, 5, 6, 7 
und 10 mit einem Bußgeld bis zu 50 000 
Euro geahndet werden. 
 
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nummern 1 bis 9 die zuständige 
Stelle, in den Fällen der Nummern 10 bis 14 
die Gemeinde. 

   

12. § 40 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 

aa) Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 „Die Vorschriften des Teils 8 

gelten nicht für die vom Ver-
fügungsberechtigten eigen-
genutzten Wohngebäude, 

 § 40 
Grundsätze 
 
(1) Im freifinanzierten Wohnungsbau wirken 
die Gemeinden auf die Instandsetzung, die 
Erfüllung von Mindestanforderungen und 
die ordnungsgemäße Nutzung von Wohn-
gebäuden, Wohnungen und Wohnräumen 
sowie Nebengebäuden und Außenanlagen 
des Wohnraums hin und treffen die dazu 
erforderlichen Maßnahmen. Die Gemeinden 
nehmen die Aufgaben nach diesem Ab-
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Wohnungen und Wohnräu-
me.“ 

 
bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 

werden Sätze 3 und 4. 

schnitt als Selbstverwaltungsangelegenheit 
wahr. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

   

 
 
 
b) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) In Absatz 3 Satz 1 wird der Punkt 

am Satzende durch einen Strich-
punkt ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt:  
„§ 41 Absatz 3 Satz 2 bis 4 gelten 
entsprechend.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (2) Die Instandhaltungspflicht nach § 21 
Absatz 1 gilt entsprechend für Verfügungs-
berechtigte im freifinanzierten Wohnungs-
bau. Sie gelten nicht für die vom Verfü-
gungsberechtigten eigengenutzten Wohn-
gebäude, Wohnungen und Wohnräume. 
 
(3) Sind an Wohnraum Arbeiten unterblie-
ben oder unzureichend ausgeführt worden, 
die zur Erhaltung oder Wiederherstellung 
des für den Gebrauch zu Wohnzwecken 
geeigneten Zustandes notwendig gewesen 
wären, so kann die Gemeinde unter den 
Voraussetzungen des § 21 Absatz 1 Satz 2 
anordnen, dass der Verfügungsberechtigte 
diese Arbeiten nachholt. Die Gefahr einer 
erheblichen Beeinträchtigung kann sich 
insbesondere aus der fortwährenden Ver-
nachlässigung notwendiger Instandhal-
tungsarbeiten ergeben. Der Gebrauch zu 
Wohnzwecken ist insbesondere dann er-
heblich beeinträchtigt, wenn 
 
1. Dächer, Wände, Decken, Fußböden, 
Fenster oder Türen keinen ausreichenden 
Schutz gegenüber Witterungseinflüssen 
oder gegen Feuchtigkeit bieten, 
 
2. Feuerstätten, Heizungsanlagen oder ihre 
Verbindungen mit den Schornsteinen sich 
nicht ordnungsgemäß nutzen lassen, 
 
3. Treppen oder Beleuchtungsanlagen in 
allgemein zugänglichen Räumen sich nicht 
ordnungsgemäß nutzen lassen oder 
 
4. Wasseranschlüsse, Toiletten oder Bäder 
nicht ordnungsgemäß benutzt werden kön-
nen. 
 
Der Gebrauch von Außenanlagen ist insbe-
sondere dann erheblich beeinträchtigt, 
wenn Zugänge zu Wohngebäuden sich 
nicht ordnungsgemäß benutzen oder In-
nenhöfe und Kinderspielflächen sich nicht 
ordnungsgemäß nutzen lassen. 
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d)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 
angefügt:  

 
„(4) Die Gemeinde kann durch Sat-
zung Gebiete mit erhöhtem Woh-
nungsbedarf festlegen, in denen 
Wohnraum nur mit Genehmigung 
anderen als Wohnzwecken zuge-
führt werden oder leer stehen darf. 
In der Satzung können weitere 
Bestimmungen über finanzielle 
Auflagen der Genehmigung oder 
die Wiederherstellung des früheren 
oder eines gleichwertigen Zustands 
getroffen werden, um den Wohn-
raum wieder Wohnzwecken zuzu-
führen. Auf Erlass der Satzung be-
steht kein Rechtsanspruch, die 
Satzung ist auf fünf Jahre zu befris-
ten.“ 

 
   

   

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeine Begründung 
 
Mit dem Änderungsgesetz werden als Nachfolgeregelungen zur früheren sogenannten 
„Zweckentfremdungsverordnung“ und zur „Überlassungsverordnung“ für die Kommunen ein 
Genehmigungsvorbehalt vor der Zweckentfremdung frei finanzierten Wohnraums und die 
Einführung von Mieterbenennungsrechten (§ 29 Nr. 6 WFNG NRW) nach Ablauf von Beset-
zungsrechten jeweils auf der Grundlage eines Satzungsrechts zugelassen, um zu gewähr-
leisten, dass Haushalten mit Zugangsschwierigkeiten am Wohnungsmarkt bei der Versor-
gung mit gefördertem preiswertem Wohnraum besser geholfen werden kann. Dies dient der 
Stärkung der Verantwortung der Kommunen.  
Daneben werden Klarstellungen vorgenommen, die sich aus der bisherigen Anwendung des 
Gesetzes in der Praxis als regelungsbedürftig erwiesen haben. 
 
B Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu § 1 Absatz 2 
 
Die Auffangregelung ist abgestimmt auf eine zu erwartende bundesrechtliche Regelung, die 
künftig die Anwendung landesrechtlicher Vorschriften auch für den Bergarbeiterwohnungs-
bau erlaubt. 
 
Zu § 6 Absatz 4 Satz 2 
 
Redaktionelle Klarstellung. 
 
Zu § 14 Absatz 2 Satz 1 
 
Die Einbeziehung von Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 EStG (z. B. Zinseinkünfte) 
in die Ermittlung des Jahreseinkommens wird aufgegeben. Soweit solche Einkünfte den Spa-
rer-Pauschbetrag nicht übersteigen, sind sie schon bisher anrechnungsfrei (§ 20 Abs. 9 
EStG). Über den Sparer-Pauschbetrag hinausreichende Kapitalerträge unterliegen seit dem 
01.01.2009 der 25 %igen Abgeltungssteuer, die anonymisiert und pauschal erhoben wird. 
Dementsprechend führt der Einkommenssteuerbescheid als wesentliche Erkenntnisquelle 
der Einkommensermittlung (§ 15 Abs. 1 Satz 2 WFNG NRW) solche Kapitalerträge nur noch 
auf, wenn sie wegen eines niedrigeren individuellen Steuersatzes als 25 % freiwillig in die 
Steuererklärung aufgenommen worden sind. Die bei der Einkommensermittlung bislang fest-
stellbaren Kapitalerträge beruhen somit auf Zufälligkeiten. Eine über das Steuerrecht hin-
ausgehende allgemeine und generelle Nachweispflicht zur Höhe von Kapitalerträgen verbie-
tet sich wegen der mit der Einführung der Abgeltungssteuer bewusst eingeführten Entlastung 
der Steuerbürger beim Nachweis steuerpflichtigen Einkommens. 
 
Zu § 15 Absatz 3 Nummer 5 
 
Hintergrund der auch im früheren Bundesrecht geltenden Regelung des Freibetrages für 
„junge Ehepaare“ war und ist es, ein Äquivalent für die statistisch belegten hohen Kosten der 
Gründung eines ersten gemeinsamen Haushalts zu schaffen. Daran hat sich nichts geän-
dert, denn es ist nach wie vor davon auszugehen, dass innerhalb der gesetzlich festgelegten 
Altersgrenze und innerhalb der ersten fünf Jahre der Ehe die mit der Familienbildung ver-



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/1876 

 
 

22 

bundenen Einkommenseinbußen absehbar sind. Daher war und ist eine Verletzung des Be-
nachteiligungsverbots nicht gegeben, da für eine unterschiedliche Behandlung wegen Alters 
ein sachlicher Grund vorliegt (§ 20 Absatz 1 Nummer 3 AGG) und die unterschiedliche Be-
handlung durch Altersbegrenzung objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel 
gerechtfertigt ist (§ 10 AGG).  
Der bisherige Rechtsanspruch der jungen Ehepaare - auch mit Kindern – wird in Abgrenzung 
zum ebenfalls berechtigten Zwei-Personen-Haushalt erhalten und zur Vermeidung von mög-
lichen Diskriminierungen bei Vorliegen gleicher Voraussetzungen auf eingetragene Lebens-
partnerschaften nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG) erweitert.  
 
Zu § 17 Absatz 4 
 
Das WFNG NRW wird um eine Satzungsermächtigung für Kommunen zur Einführung kom-
munaler Mieterbenennungsrechte ergänzt. Gemeinden, die dies für erforderlich halten, kön-
nen künftig entsprechend den Vorgaben der Ermächtigung nach eigenem Ermessen durch 
Satzung Mieterbenennungen einführen. Die Ausschöpfung der Satzungsermächtigung (ins-
besondere durch Kommunen in Ballungskernen und Gebieten mit hoher Arbeitslosenquote) 
bietet die Möglichkeit, Haushalten mit Zugangsschwierigkeiten zu den örtlichen Wohnungs-
märkten bei der Versorgung mit gefördertem preiswertem Wohnraum zu helfen und so auch 
zur Senkung der kommunalen Wohnkostenbeträge für Leistungsbezieher beizutragen. 
 
Zu § 19 Absatz 2 
 
Die bisherige Regelung des Absatzes 2 mit der antragsunabhängigen zwingenden Freistel-
lung aus überwiegendem öffentlichen Interesse in Gemeindegebieten, die durch soziale 
Missstände benachteiligt sind oder einen besonderen Entwicklungsbedarf aufweisen, hat 
sich in der Praxis nicht bewährt. Es hat sich gezeigt, dass Vermieter in den betreffenden 
Wohngebieten in dem Bestreben, bindungsfrei zu vermieten, gestärkt und somit die gewähr-
ten Fördermittel den Vermietern ohne Gegenleistung belassen wurden. Auch können ge-
wachsene Mieterstrukturen so auf Dauer nicht aufrecht erhalten werden; damit wird letztlich 
auch der zweckgebundene Einsatz von Städtebauförderungsmitteln in diesen Gebieten kon-
terkariert. Durch die Neuregelung wird auch in dieser Hinsicht den zuständigen Stellen Er-
messen eingeräumt. 
 
§ 21 Absatz 3 Satz 2 
 
Es wird klargestellt, dass auch bei einem weggefallenen öffentlichen Interesse die Genehmi-
gung einer Zweckentfremdung zulässig ist. 
 
Zu § 23 Absatz 1 
 
Erforderliche Anpassung an § 22 Absatz 3 Satz 3. 
 
Zu § 23 Absatz 3 
 
Unter den nach Satz 1 für Wohneigentum geregelten Voraussetzungen wird auch für Miet- 
und Genossenschaftswohnraum eine Abkürzung der Zweckbindung eingeführt. Zum Schutz 
von Mietern gilt eine 3-jährige Nachwirkungsfrist wie bei der Zwangsversteigerung (§ 23 Ab-
satz 1). 
 
Zu § 26 Absatz 1 Satz 1 
 
Redaktionelle Klarstellung. 
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Zu § 27 Absatz 1 Nummer 1 
 
Redaktionelle Klarstellung. 
 
Zu § 40 Absatz 1 
 
Klarstellung, dass die Regelungen im selbstgenutzten Wohneigentum nicht anzuwenden 
sind. 
 
Zu § 40 Absatz 2 
 
Folgeregelung der Neuregelung in Absatz 1. 
 
Zu § 40 Absatz 3 
 
Durch den Verweis wird der Verfügungsberechtigte im freifinanzierten Wohnungsbestand vor 
möglicherweise unwirtschaftlichen Maßnahmen im Rahmen einer Anordnung zur Instandset-
zung geschützt. 
 
Zu § 40 Absatz 4 
 
Das WFNG NRW wird um eine Satzungsermächtigung für Kommunen zur Regelung eines 
Zweckentfremdungsverbots ergänzt. Gemeinden, die dies für erforderlich halten, können 
künftig entsprechend den Vorgaben der Ermächtigung nach eigenem Ermessen durch Sat-
zung festlegen, ob, in welchen Bereichen und unter welchen Auflagen eine Zweckentfrem-
dung von Wohnraum mit Genehmigung zulässig sein soll. Davon ausgehend, dass die Ge-
meinden beurteilen sollen, ob und wo im Gemeindegebiet ein erhöhter Wohnungsbedarf 
besteht und somit ein Bedarf für Regelungen vorliegt, können Gemeinden so verhindern, 
dass Mietwohnungen in gewerbliche Räume umgewandelt oder abgerissen werden oder leer 
stehen. 
 
Zu Artikel 2 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 

 


